
Kommunalwahl 2025 in Haltern – Themenbereich „Bezahlbares Wohnen“ 

Antworten der Halterner Ratsparteien und BM-Kandidatin auf 12 Fragen des Halterner Forums 
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1. Welche  Maß-
nahmen aus dem 
städtischen 
Handlungskon-
zept Wohnen sol-
len als erste um-
gesetzt werden? 
 
 

Keine Priorisierung, 
sondern fallbezogene 
Maßnahmen (Baulü-
cken schließen, Arron-
dierung von Baugebie-
ten, Hinterlandbebau-
ung, Dachgeschoss-
ausbau) 
 

Statt Einzelmaßnahmen 
ineinandergreifendes 
Vorgehen unter Nutzung 
der Möglichkeiten des 
Baugesetzbuches: 
Erste Schritte: Vorkaufs-
recht nutzen, B-Plan-Be-
freiungen, Festsetzungen 
u. Baugebote nutzen 
 

Maßnahmenplanung mit 
Priorisierung u. Zeitplan 
entwickeln,  
kommunale Steuerungs-
möglichkeiten nutzen zu-
gunsten öff. Geförd. Woh-
nungen,  
kl. Seniorenwohnungen u. 
gr. Wohng. Für Familien, 
Mehrgenerationen-Woh-
nen, Eigentums-Wohnun-
gen mit Gartenanteil, (Kon-
zept-Vorgaben Pastors 
Kamp) 

Auf Bezahlbarkeit von 
Wohnungen hat die 
Kommune nur gerin-
gen Einfluss. Priorität 
hat Nachverdichtung 
im Bestand; Ferien-
wohnungen sollen be-
grenzt werden 

Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung, 
Bestandsimmobilien 
umbauen u. sanie-
ren, bedarfsgerechte 
Wohnraumgrößen, 
Wohnraum (einschl. 
Sozialwohnungen) 
mobilisieren, ge-
meinschaftliche 
Wohnprojekte för-
dern 

 
 
 
 
- 

2. Welche Kon-
zepte/ 
Vorgaben für  
öffentlich geför-
derte Wohnun-
gen werden vor-
geschlagen? 

 

Die Fördertöpfe des 
Landes sind leer. Die 
CDU befürwortet das 
Projekt der katholi-
schen Kirche Geför-
derte Wohnungen 
„Auf der Lings“ 
 
 

Die SPD hat bereits vor 7 
Jahren zur Gründung 
kommunalen Eigenbetrie-
bes und zur Ermittlung 
des Fächenpotenzials auf-
gerufen; städt. Teilhabe 
an Wertschöpfung (25%-
Quote) bei Baureifma-
chung von Grundstücken, 

Verschiedene Bauformen 
mit ansprechender Archi-
tektur, 30% Förderquote 
bei allen Neubauvorhaben, 
zukunftsfähige Bauträger-
Konzepte, Abgabe kommu-
naler Grundstücke nach 
Konzeptqualität statt 
Höchstpreisniveau 

Die FDP fordert  60 
neue Mietwohnungen 
(davon 30% mit öff. 
Förderung) auf dem 
ehemaligen Seestern-
Gelände zu errichten. 
Übertragung der 30%-
Quote auch auf 

Quoten sind in der 
Praxis schwierig, 
stattdessen verbindli-
che Zielvereinbarun-
gen mit Investoren; 
sozialen Wohnraum 
für Senioren, Fami-
lien und 

 
 
 
- 



 30%-Quote Für öff. geför-
derte Neubauwohnungen 
bei allen Neubaumaßnah-
men 

andere größere Bau-
projekte 

Einkommensschwä-
chere von Anbeginn 
mitplanen  

3. Konzepte für 
Wohnungs- und 
Obdachlose 

 
 

Es gibt ausreichende 
Unterkünfte für die 
wenigen (teils freiwilli-
gen) Betroffenen  

Ortsnahe und würdevolle 
Unterbringung sowie so-
ziale Betreuung notwen-
dig 

Zahlenmäßige Erhebung 
des Problems, der Status-
Quo ist verbesserungsbe-
dürftig, Bedürfnisgerechte 
Unterkünfte für die Ziel-
gruppe, spez. Beratungsan-
gebote, Einrichtung einer 
zentralen Fachstelle für 
Wohnungssicherung 

 

Priorität hat die Stär-
kung der aufsuchen-
den Sozialarbeit — an-
gesichts der Haus-
haltslage ggf. in Ko-
operation mit unseren 
Nachbarstädten 

Aktuell kaum Infra-
struktur für Obdach-
lose und davon Be-
drohte; deshalb Prin-
zip „Housing-First“ 
(Finnland) als Vor-
bild; Caritas-Not-
schlafstelle begrü-
ßenswert (am Loren-
kamp prekär); Ge-
spräche mit Sozial-
verbänden zur men-
schenwürdigen Be-
gleitung 

 
 
 
 
- 

4. Förderung al-
ternativer/ 
genossenschaftl. 
Wohnprojekte 
 

LINA und „Buntes 
Wohnen“ wurden 
bauplanungsrechtlich 
unterstützt. Das soll  
auch für zukünftige 
Projekte gelten. 
 

Einrichtung eines inter-
kommunalen Netzwerks 
zur Unterstützung, gegen-
seitiger Austausch zur 
Projektrealisierung, Initia-
tive u. Lenkung durch die 
Stadt 

Angebot bezahlbarer städt. 
Grundstücke für Initiativen, 
Beratung und Unterstüt-
zung, Wohnberatung 

Alternative/gemein-
nützige/ insb. genos-
senschaftliche Wohn-
projekte und Initiati-
ven sollten von Seiten 
der Verwaltung wohl-
wollend begleitet und 
geprüft werden, aber 
ohne finanzielle Unter-
stützung 

 
Siehe zu Frage 12 

 
 
- 

5. Gründung 
städt. Woh-
nungs-Gesell-
schaft (oder in-
terkommunale 
Kooperation) 

Die CDU hält Woh-
nungsbaugesellschaf-
ten bzw. genossen-
schaften in anderen 
Städten für  nicht wirt-
schaftlich. In Haltern 
stünden Aufwand und 

Die SPD hat einen „Eigen-
betrieb kommun. Bau-
land“ vergeblich ange-
regt. Die stattdessen ge-
ründete FEG leistet ohne 
eine Umorientierung kein 
Beitrag zur nachhaltigen 

Neuausrichtung der profit-
orientierten FEG (bislang 
ohne soziale Ziele) ist nötig,  
die Gründung einer kom-
munalen/interkommuna-
len Wohnungsbaugesell-
schaft wird befürwortet 

Gründung einer städt. 
Wohnungsbau-Gesell-
schaft ist abzulehnen, 
da es genügend pri-
vate Baugesellschaften 
gibt, Zustimmung zur 
Gründung einer 

Wohnungsbaugesell-
schaft als wichtiges 
Instrument städti-
scher Wohnpolitik in 
Ergänzung zum 
Markt (kein Verdrän-
gungsinstrument), 

 
 
 
 
- 



 
 

Nutzen in keinem Ver-
hältnis. Stattdessen 
soll dem privaten 
Markt der Vorzug ge-
geben werden. 
Die FEG soll sich nicht 
in diese Richtung be-
wegen. 

Wohnungspolitik; inter-
kommunale Zusammen-
arbeit ist zu erwägen 

(Vorbild der 8 Münster-
land-Gemeinden)  

Genossenschaft ohne 
städt. Beteiligung; 
evtl. Koop. der FEG mit 
Wohnungsbaugenos-
senschaften der Nach-
barstädte  

gemeinsame Pro-
jekte mit Privatinves-
toren, städt. Woh-
nungsbestand als 
wertstabile Investi-
tion und zur Ansied-
lung von Fachkräften 

6. Städt. Grund-
stücks- 
Vorratspolitik 
(mittels Vorkaufs-
recht) 
 

Vorkaufsrecht unter-
liegt Restriktionen, Fi-
nanzlage der Stadt er-
laubt nur vereinzelt 
Grundstückskäufe u. 
evtl. Bevorratung 
Das Ziel der Bevorra-
tung wird beibehalten, 
wenn es geht. 

Befürwortung (siehe Ant-
worten zu 2. u. 5) 

Aktive Bodenvorratspolitik 
zur Steuerung der Bebau-
ung unter Nutzung des Vor-
kaufsrechts (Baulandmobi-
lisierungsverordnung) trotz 
geringer finanzieller Spiel-
räume (Einnahmen infolge 
Wertzuwachs der Flächen 
durch Verkauf und Erb-
pacht) nach dem Vorbild 
der Stadt Münster  

Die Stadt wird hier in 
Zukunft mit Sicherheit 
eine aktivere Rolle ein-
nehmen müssen. 

Stadtentwicklung ak-
tiv gestalten statt 
dem Zufall des Mark-
tes zu überlassen; 
Flächenentwicklung 
unter Nutzung des 
Vorkaufsrechtes im 
Sinne des Gemein-
wohls; erfolgreiche 
Praxis in zahlreichen 
Städten 

 
 
- 

7. Haltung zur 
Grundsteuer C 
(für baureife 
Grundstücke) 

 

Ablehnung der „frag-
würdigen“ Grund-
steuer C, da es in Hal-
tern keine Spekulation 
durch Konzerne gibt,  
der Eingriff in Eigen-
tumsrechte wird abge-
lehnt, unnötige  Büro-
kratie wird befürchtet 

Prüfung der Einführung 
wird befürwortet, da len-
kende Wirkung zur Baulü-
ckenschließung u. Verhin-
derung von Bodenspeku-
lation 

Ratsantrag von 2024 zur 
Einführung der Grund-
steuer C für unbebaute, 
aber baureife Grundstücke 
als Anreiz zur Baulandmo-
bilisierung   

Die Grundsteuer C 
wird abgelehnt, um in 
wirtschaftlich ange-
spannten Zeiten keine 
zusätzlichen Belastun-
gen zu schaffen 

Es ist nicht im Inte-
resse der Gemein-
schaft, dass unbe-
baute, baureife 
Grundstücke jahre-
lang ungenutzt liegen 
bleiben, während an-
dererseits Menschen 
dringend Wohnun-
gen suchen. Die 
Grundsteuer C ist ein 
Anreiz, dass solche 
Flächen nach einer 
gewissen Zeit tat-
sächlich bebaut wer-
den. 

 
 
 
 
- 



8. Barrierefreie 
Senioren-Woh-
nungen 
 
 

Unterstützung von 
Projekten mit kl. Seni-
orenwohnungen und 
von Austausch „Jung 
kauft Alt“ 
 

Tauschbörse Jung/Alt ein-
richten und Maßnahmen 
zu 1.  
ergreifen 

Schaffung und Förderung 
von bezahlbaren Wohnun-
gen für Senioren im Quar-
tier mit Unterstützungsan-
geboten (Baulückennut-
zung) nach dem Vorbild 
des Bahnhofsquartiers, An-
reiz zum Verkauf des zu 
großen Eigenheims (statt-
dessen inklusiv, bezahlbar, 
stadtnah, mit der Stadtge-
sellschaft und dem Ehren-
amt vernetzt) 

Für eine kreisweit ab-
gestimmte, voraus-
schauende Alten- und 
Pflegebedarfsplanung 
ein, die auch die An-
siedlung neuer Senio-
ren- und Pflegeheime 
beinhaltet, zudem bar-
rierefreie Wohnungen. 

Für ein lebendiges, 
Generationen über-
greifendes Quartier 
Pastors Kamp mit Be-
gegnungsflächen und 
kurzen Wegen für Se-
nioren; behutsame 
Nachverdichtung mit 
kl. Einheiten; Bera-
tung und Koopera-
tion mit Investoren 
und Kirche; die Stadt 
als Motor und Mode-
ratorin  
 
 
 

 
 
 
- 

9. Bezahlbarer 
Wohnraum für 
junge Familien 

nur geringer Einfluss 
d. Kommunen, große 
Neubauwohnungen 
für Familien sind unre-
alistisch, Marktmecha-
nismen regeln Ange-
bot u. Nachfrage, bun-
desweites Bauen mit 
einf. Standards sowie 
mehr Bauflächen als 
Problemlösung  

Tauschbörse Jung/Alt und 
Maßnahmen unter 1. er-
greifen; Flächenarrondie-
rungen 

Generationswechsel in der 
Kernstadt sowie in den Orts-
teilen mit bedarfsgerechtem 
und bezahlbarem Wohnungs-
(um)bau unterstützen: Frei-
setzungspotenziale im älteren 
Eigenheimbestand fördern, 
Quartierswohnen für Se-
nior:innen, Programme wie 
„Jung kauft Alt“ ausschöpfen, 
dazu finanzielle Anreize bie-
ten, Wohnberatung etablie-
ren,  Bodenpreise über das 
Baurecht regulieren Bezahl-
bare Eigentumswohnungen 
bauen  

Der hohen Nachfrage 
mit Ausweitung des 
Angebotes begegnen, 
damit die Mieten lang-
fristig wieder sinken; 
wegen begrenzter 
Wohngebiete Nach-
verdichtung betreiben 

Die Stadt als Initiator 
und Motor für fami-
liengerechte Neubau-
ten einerseits und 
kleiner Wohnungen 
für Senioren anderer-
seits (flexible Grund-
risse für verschie-
dene Lebenssituatio-
nen); Genossenschaf-
ten und Baugemein-
schaften zur Kosten-
senkung 

 
 
 
 
 
 
 
 
- 

10. Nutzung der 
verfügbaren 

Flächenvergabe nach 
sozialen Kriterien, Pri-
oritäten nach Einzelfall 

Neue (kommunikative u. 
umweltfreundliche) 
Wohnmodelle in den 

 
Siehe zu 1. (Pastors Kamp) 

Das kommt auf den 
Einzelfall an 

Ja, die Stadt als Mo-
deratorin zwischen 
den Interessen 

 
 



Flächen für o. g. 
Bedarfe 

 
 
 

Ortsteilen unterstützen u. 
zügig umsetzen (Mehrge-
nerationen und Gemein-
schaftswohnen, Tiny-Häu-
ser etc.) 

unterschiedlicher 
Denkrichtungen und 
Bedürfnisse sowie 
den realen Möglich-
keiten mit Fokus auf 
das Gemeinwohl aller 
Bürgerinnen und Bür-
ger 

 
- 

11. Quartiers-
wohnen auch au-
ßerhalb Bahn-
hofsviertel 
 

Im Einzelfall mit Flä-
cheneigentümern Kon-
sens anstreben 
 
 
 

Stadt soll aktive Rolle im 
Wohnungssektor über-
nehmen mit eig. Projek-
tideen und Zielen (mit 
strategischen Partnern 
und gesellschaftl. Grup-
pen) 

Das Quartierswohnen muss 
bei der Planung aller neuen 
Baugebiete/Bauvorhaben 
mitbedacht werden. Es 
reicht nicht, barrierefrei zu 
bauen; Unterstützungsan-
gebote für Senior:innen 
müssen mitbedacht wer-
den. 

Die Übertragbarkeit 
des gelungenen Ansat-
zes für das Bahnhofs-
quartier ist in Haltern 
begrenzt, wäre aber 
unterstützenswert, 
insbesondere im In-
nenstadtbereich  

Wohnen, Alltag und 
Gemeinschaft in ei-
nem überschauba-
ren, gut vernetzten 
Umfeld miteinander 
verbinden; dörfliche 
Infrastruktur erhal-
ten, kurze Wege, so-
ziale Netzwerke för-
dern, Altersgruppen 
zusammenbringen  

 
 
 
- 

12. Initiierung 
und  
Unterstützung 
neuer Wohnpro-
jekte und  
-initiativen 

 

Gute Ideen werden 
unterstützt 

Unbedingte Unterstüt-
zung der Initiativen von 
Vorteil für bunte und fa-
milienfreundliche Stadt. 
(Es profitieren Miteinan-
der, Ehrenamt, Infrastruk-
tur, Handel, Gastrono-
mie) 

Das ist vor dem Hinter-
grund der demografischen 
Entwicklung unerlässlich 
(nur 3% der Senioren 
möchten ihren Lebens-
abend im Pflegeheim ver-
bringen). Wohnprojekte 
und Mehrgenerationen-
wohnen stärken den gesell-
schaftlichen Zusammen-
halt, die Demokratie das 
Verständnis der Generatio-
nen füreinander und die 
Lebensqualität und helfen 
gegen Vereinsamung. 

Die (nichtfinanzielle) 
Unterstützung durch 
die Stadt wird befür-
wortet. (Allein eine fi-
nanzielle Unterstüt-
zung sei nicht darstell-
bar). 

Stadt soll solche Initi-
ativen fördern durch 
Beratung bei Förder-
anträgen, Bereitstel-
lung städtischer Flä-
chen und Projektver-
netzung mit Investo-
ren; alternativen, ge-
meinnützigen und 
genossenschaftlichen 
Wohnprojekten sind 
eine Chance für Hal-
tern: Sie schaffen be-
zahlbaren Wohn-
raum, fördern Ge-
meinschaft und 

 
 
 
 
 
- 



stärken den sozialen 
Zusammenhalt 

Fazit der AG 
Bezahlbares 
Wohnen im 
Forum DRV: 

Die CDU setzt weiter-
hin auf „das freie Spiel 
der Kräfte“ am Grund-
stücks- und Woh-
nungsmarkt. Die Um-
setzung des städti-
schen Handlungskon-
zeptes Wohnen ist 
nicht zu erwarten, da 
die CDU keine der dort 
vorgeschlagenen Maß-
nahmen umsetzen 
will. Als AG Bezahlba-
res Wohnen lehnen 
wir diese Ausrichtung 
ab, da sie unsere Ziele 
bezahlbares Wohnen 
für alle Bevölkerungs-
schichten zu gewähr-
leisten blockiert. 

Die SPD setzt sich seit lan-
gem für eine aktive Woh-
nungsbaupolitik ein. Sie 
fordert eine verbindliche 
Quote für geförderten 
Wohnraum, alternative 
Wohnformen sollen un-
terstützt werden. Die 
Stadt soll ihre Möglichkei-
ten der Baulandmobilisie-
rung nutzen und selbst 
Flächen ankaufen. Die 
SPD begrüßt die Grün-
dung einer städtischen 
Wohnungsbaugesell-
schaft oder Genossen-
schaft. Die AG Bezahlba-
res Wohnen begrüßt die 
Ansätze für eine aktiv ge-
staltende, soziale Woh-
nungsbaupolitik der Hal-
terner SPD. 

Die Grünen wollen eine 
Quote für sozial geförder-
ten Wohnraum und Kon-
zeptvergaben für Projekte 
auf neuen Flächen. Eine 
kommunale oder interkom-
munale Wohnungsbauge-
sellschaft oder Genossen-
schaft befürworten sie. 
Baulandmobilisierung, Flä-
chenbevorratung der Stadt, 
das Schließen von Baulü-
cken und Hinterlandbebau-
ung, die Einführung der 
Grundsteuer C, Programme 
wie „Jung kauft Alt“ sollen 
die vorhandenen Potenzi-
ale erschließen. Quartiers-
wohnen soll angesichts der 
demographischen Entwick-
lung zum neuen Standard 
werden.  
Die AG Bezahlbares Woh-
nen begrüßt diese Ansätze. 

Die FDP will das Ent-
stehen von Ferien-
wohnungen begrenzen 
und eine 30% Quote 
geförderter Wohnun-
gen bei größeren Bau-
projekten. Genossen-
schaften und Wohn-
projekte sollen von 
der Stadt ideell, aber 
nicht finanziell unter-
stützt werden. Die FDP 
fordert eine aktivere 
Flächenbevorratung 
der Stadt. 
Die AG Bezahlbares 
Wohnen begrüßt diese 
Ansätze auch wenn sie 
nicht ausreichen um 
bezahlbares Wohnen 
zu fördern.  

Die Bürgermeister-
kandidatin Dr. Va-
nessa Giese sieht die 
Stadt Haltern in der 
Pflicht aktiv in der 
Wohnungsbaupolitik 
zu agieren und zwar 
sowohl bezüglich der 
Flächenmobilisierung 
und -bevorratung als 
auch als sozialpoliti-
sche Aufgabe. 
Sie betont die Funk-
tion der Stadt als Mo-
tor und Moderatorin 
bei der Vernetzung 
der Akteure am 
Markt und befürwor-
tet eine städt. Woh-
nungsbaugesellschaft 
bzw. -genossen-
schaft. 
Die AG Bezahlbares 
Wohnen begrüßt 
diese offensive Hal-
tung zur Wohnungs-
baupolitik in Haltern 
am See. 

Die WGH 
hat die Fra-
gen der AG 
Bezahlba-
res Woh-
nen nicht 
beantwor-
tet.  
Im Wahl-
programm 
finden sich 
keine kon-
kreten 
Aussagen 
zu woh-
nungspoli-
tischen 
Themen. 

 


